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Bekanntmachung. 


deen Anden in der Zeit vom 
1. bis 15. Januar, 1. bis 15. April, 1. bis 15. 
Juli und 1. bis 15. Oktober jeden Jahres ſtatt. 

Die infolge der Anmeldung bei dem Vor- 
ſitzenden des zuſtändigen Geſellenprüfungsausſchkuſſes 
anberaumten Prüfungstermine ſind von dieſen 
bis ſpäteſtens 23. . 23. März, 23. Juni 
und 23. September dem betreffenden Abteilut ngs- 
vorſitzenden der Hand dwer stammen unter Angabe 
von Zeit d Or reichen | 
ſuche, we 
werden 
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1. Photograph 
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2. Friſeurmeiſter 
ſumfaſſend Stadt: ut 
die Landkreiſe Schwetz und Cum) 
3. Fleifcermeilter W. 
werder (umfaſſend die Landkr 
Roſenberg und Stuhm.) 
4. Schloſlermeiſter N. Cane ige in Konitz (um 
faſſend die Landkreiſe Konitz, Schlock n ) 
5. Frileurmeiſler paul podlas in Flatom 
für die Abt eilung Dt. Krone (umfaſſend die 
Landkreiſe Dt. Krone und Flatow.) 
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Amtliches Organ der Handwerkskammer 
für den Regierungsbezirk Marienwerder. 
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Im Anzeigenteil koſtet die vier- 

geſpaltene Petitzeile 20 Pf., bei Be⸗ 

kanntmachungen von Innungen, Ge- 

noſſenſchaften 10 Pf. Auftrüge nimmt 

die Buchdruckerei Robert Geifel 
entgegen. 


zu Graudenz 


Graudenz, 8 den 18. Dezember. 1915. 


Bei jeder Zwangsfanung beſteht ein Prüfungs- 
ausſchuß, bei einer freien Innung nur dann, 
wenn ſie zur Abnahme von Geſellenprüfungen 
durd die Öundwerkskammer ermächtigt ifi. 

Wegen der Zuſtändig keit der Prüfungsaus 
ſchüſſe wende man ſich in Zweifelställen geraden- 
wegs rechtzeitig an die Handwerkskammer, welche 
auch in allen anderen Brüfungsang e e 
jederzeit bereitwilligſt Auskunft gibt. Dies gilt 
insbeſondere für Cehrlinge (bezw. deren geſetz⸗ 
licher Vertreter) von Nicfinnungsmi tita 


Die Handwerkskammer zu Graudenz. 
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abſichtlich nicht zur Geſellenprüfung anhalten, um Ti 
möglichſt lange deren Arbeitskräfte billig zunutze zu ma- 
chen. Ein ſolches böswilliges Verhalten kann nicht ſchwer 


genugsgetadelt werden und iſt durchaus vom Standpunktes 


eines rechtlich denkenden Meiſters verwerflich; aber auch 
derjenige Meiſter, der feinen Lehrling aus Nachläſſigheit 
zu ſpät anhält, ſich der Geſellenprüfung zu unterwerfen, 
zeigt nicht den guten Willen, für das Fortkommen ſeines 
Lehrlings nach Möglichkeit zu ſorgen. Wir machen da- 
rauf aufmerkſam, daß wir in Zukunft gegen Lehrherrn, 
die aus Nachläſſigkeit oder gar in eigennütziger Abſicht 
für die rechtzeitige Anmeldung ihrer Lehrlinge zur Ge— 
ſellenprüfung nicht ſorgen, mit den uns zur Verfügung 
ſtehenden Mitteln vorgehen werden. Im § 181 c der 
Reichsgewerbeordnung in Verbindung mit § 24, 2 der Vor⸗ 
ſchriften zur Regelung des Lehrlingsweſens wird aus 
drücklich dem Lehrherrn die Pflicht auferlegt, den Lehr⸗ 
ling zur Geſellenprüfung anzuhalten und für die recht⸗ 
zeitige Anmeldung beim zuſtändigen Prüfungsausſchuß 
zu ſorgen. Verſtöße gegen dieſe Beſtimmungen können 
wir auf Grund von § 27 der genannten Lehrlingsvor— 
ſchriften mit einer Geldſtrafe bis zu 20 Mark ahnden und 
werden auch von dieſem Recht Gebrauch machen, wenn 
uns Fälle bekannt werden, in denen Lehrherren ihren 
Pflichten gegen ihre Lehrlinge in der gerügten Weiſe ver⸗ 
nachläſſigen. Außerdem weiſen wir darauf hin, daß in 
ſehr vielen Fällen der Lehrherr fidh gegenüber dem geſetz— 
lichen Vertreter des Lehrlings noch beſonders dazu ver— 
pflichtet hat, für eine rechtzeitige Ablegung der Geſellen— 
prüfung zu ſorgen. Wenn nun infolge verſpäteter An⸗ 
meldung der Lehrling nicht mehr zur ordentlichen Prii- 
fung zugelaſſen wird und auf feinen Antrag außerter⸗ 
minlich geprüft werden muß, jo hat er ſelbſt die Koſten 
der Prüfung zu tragen, iſt aber in einem ſolchen Falle be— 
rechtigt, Erſatz der über die gewöhnliche Prüfungsgebühr 
von 6 Mark hinausgehenden Koſten von ſeinem Meiſter 
zu verlangen. Im Falle einer Klage wegen Schaden⸗ 
erſatz vor den ordentlichen Gerichten würde der Lehrling 
bezw. deſſen geſetzlicher Vertreter zweiſellos mit ſeinen 
Anſprüchen durchdringen. Wenn der Lehrling gegen den 
Willen und ungeachtet der Ermahnungen ſeines Meiſters 
ſich nicht zur Prüfung meldet, trifft Letzteren ſelbſtredend 
keine Schuld, und er iſt weder ſtraffällig noch ſchadenerſatz⸗ 
pflichtig. Ganz beſonders müſſen ſich diejenigen Meiſter 
um die rechtzeitige Anmeldung ihrer Lehrlinge kümmern, 
die keiner Innung oder einer ſolchen, die das Geſellen⸗ 
prüfungsrecht nicht hat, angehören, und die daher ihre 
Lehrlinge zunächſt bei der Handwerkskammer zur Pru- 
jung anmelden müſſen; denn man kann in dieſem Falle 
von dem jungen Lehrling nicht verlangen, daß er weiß. 
wie er ſich zu verhalten oder wohin er ſich zu wenden hat. 
Wir richten an alle Meiſter, die Lehrlinge halten, die drin⸗ 
gende Bitte, dieſe Ausführungen aufmerkſam zu leſen und 
im Intereſſe der ihnen anvertrauten Lehrlinge ſorgfältig 
zu b en. 
h Der Vorſitzende. Emil Hache. 


Beſtellung 
des weſlpreußiſchen Handwerks. 


Sämtliche Bezieher des weſtpreußi⸗ 
ſchen Handwerks, auch die in Graudenz 
wohnhaften, haben ab 1. Jannar 1916 
das Blatt nur unmittelbar bei ihrer 
Poſtanſtalt zu beſtellen. Von der Ge⸗ 
ſchäftsſtelle wird das Blatt nicht mehr 


zugeſtellt. 
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Arbeifsnadiweis. 


Bei der Geſchäftsſtelle der Handwerkskammer 
beſtent ein Arbeitshachweis, welcher Stellen aller 
Art des Gewerbes vermittelt. Insbeſondere 
Handwerßsmeiſter, welche ihren Betrieb fchließen 
und ihre Cehrlinge und Gefellen anderweit unter- 
bringen wollen, werden erſuchf dem Arbeits- 
nachweis der Seſchäflsſtelle mitteilung zu machen. 
Dieſer wied in der Cage ſein, Stellen für dis 
Geſellen und Lehrlinge zu vermitteln. 


Vergebung von Rriegslieferungen. 


Um eine möglichſt gleichmäßige Berückſichtigung aller 
in Betracht kommenden Gewerbebetriebe zu erreichen, 
erſucht das ſtellvertretende Generalkommando des 17. 
Armeekorps um baldgefl. Feſtſtellung, ob und welche in⸗ 
duſtriellen und Handwerksbetriebe des Korpsbezirks noch 
nicht mit Heereslieferungen beauftragt worden ſind, und 
ob dieje Betriebe bereit und imſtande jind, Heeresliefe⸗ 
rungen zu übernehmen. 

Die Geſchäftsſtelle iſt zur Zeit damit beſchäftigt, eine 
Liſte ſolcher Betriebe des Kammerbezirks aufzuſtellen. 
nachzuweiſen in der Lage ſind und Heereslieferungen 
noch garnicht oder wenig gehabt haben, wollen ſich umge⸗ 
hend bei der Geſchüftsſtelle melden. 


Grundſtücksbeleinungen 
unter befsnderer Berückſichligung der Bedürfniſſe des 
Handwerks. 
Referat der Handwerkskammer München auf 
Konferenz der ſüddeutſchen Handwerk mm 
zu Baden-Baden am 22. Juli 1915. 


der 
zammern 


(Schluß) 
5 Beſchaffung und Tilgung von 
Nachhypotheken. 

Dieſe Frage ift ſchon weiter oben angeſchnitten, muß 
aber, weil zurzeit eine der wichtigſten und brennendſten, 
noch etwas ausführlicher behandelt werden. Bei Kredit⸗ 
not bietet bekanntlich der Beſitz eines Anweſens zunöchſt 
dieſes für die Sicherſtellung des aufzunehmenden Kapitals 
die beſte und einfachſte Gelegenheit, indeſſen auch nur, 
wie ſchon geſagt, innerhalb gewiſſer Grenzen. Iſt das An⸗ 
weſen Jhon bis zur Hälfte des Wertes oder darüber Hin- 
aus (unter dieſem möchte ich immer den gewiſſenhaft er⸗ 
mittelten wahren Wert verſtanden wiſſen) belaſtet, ſo er⸗ 
höht ſich mit der Höhe der Schulden einerſeits die Schwie⸗ 
rigkeit, durch weitere Belaſtung Mittel zu beſchaffen, an⸗ 
derſeits die Zinſen dafür dauernd aufzubringen. Für den 
Gläubiger erhöht ſich die Gefahr, nicht wieder in den Be⸗ 
ſitz ſeines Geldes zu gelangen oder er muß damit rechnen, 
bei Zahlungsunfähigkeit des Schuldners deſſen Anweſen 
zu übernehmen und oft zugleich das Odium auf ſich neh⸗ 
men, dieſen von Haus und Hof getrieben zu haben. Dieſe 
Gefahr wird um ſo größer, je mehr ſich die Verſchuldung 
eines Anweſens dem Geſamtwerte nähert. 

Derartige Fälle ſind nun leider die häufigſten, und da 
iſt dann nicht mehr zu helfen. Gläubiger und Schuldner 
würden dabei zu Schaden kommen. Wie ſchon bemerkt, 
dürfte die äußerſte Grenze der Belaſtung die bei ſorg⸗ 
ſamſter Verwaltung und ſtrengſtem Fleiße noch angängig 
wäre, 75 bis 80 Prozent des Wertes ſein . Iſt bei ſolcher 
Belaſtung das Anweſen aus verſchiedenen Gründen nicht 
zu halten, ſo kommt doch der Gläubiger, der vorher ein 
Helfer in der Not war, nicht zu Schaden. 

Die wiederkehrende Sicherheit der Nachhypotheken 

auf Grund gewiſſenhafter Wertermittelungen wird für 

die Zukunft nicht wenig dazu beitragen, das Privatkapi- 
tal wieder dem Hypothekenmarkte zuzuführen und dt- 
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durch die Kreditnot, namentlich des Handwerks zu mil⸗ 


dern. Außer dieſem kann aber auch jeder andere Hausbe⸗ 
ſitzer, z. B. zur Ausſteuer der Kinder eines Kapitales be- 
dürfen, für welches fein Anweſen die einzige Sicherheit 


bietet. 

Für die Beſchaffung zweiter Hypotheken können nun 
verſchiedene Wege eingeſchlagen werden: 

Einmal kann eine Vereinigung von Haus- und Grund— 
beſitzern durch Anſammlung größerer Mittel fih dieſer 
Aufgabe unterziehen und zwar um ſo leichter, als es ſich 
dann bei Beurteilung der einzelnen Fälle um mehr oder 
weniger Eingeweihte und Sachverſtändige handelt. Dieſer 
Weg iſt z. B. in München beſchritten: Die Stelle hat ſchon 
vielfach ſegensreich gewirkt, indeſſen auch mit ſehr großen 
Schwierigkeiten zu kämpfen. 

Dann ift es möglich, eine ſolche Einrichtung an Ge- 
noſſenſchaftsbanken anzugliedern, wie dies kürzlich von 
der Bayer. Landesgewerbebank beſchloſſen wurde. Es 
ſoll damit dem Kreditbedürfniſſe, ſpeziell des Handwerks, 
entgegengekommen werden. Auch dieſe Stellen ſind mei⸗ 
ſtens durch nähere Kenntnis aller Verhältniſſe des Kredit⸗ 
ſuchenden in der Lage, jeden Einzelfall ſachgemäß zu be⸗ 
urteilen. 

Ferner käme noch in Frage die Einrichtung eigener 
Banken für zweite Hypotheken in Form von gemein⸗ 
nützigen Aktiengeſellſchaften, ähnlich wie in $ 180 HGB. 
vorgeſehen, die ſicher auch exiſtenzfähig fein könnten und 
weiter die Einrichtung ſolcher Inſtitute aus Staatsmitteln 
und unter ſtaatlicher Leitung. Schließlich dann noch die 
Subventionierung privater Stellen durch den Staat. Wür⸗ 
de garnichts geſchehen, ſo bliebe es wie bisher, nämlich die 
Aufnahme von Hypotheken aus Privatmitteln, wie dies 
früher allein der Fall war, was aber immer ſchwieriger 
wird. 

Was iſt nun im wirtſchaftlichen und nationalökono— 
miſchen Intereſſe vorzuziehen? 

Eine ſolche Einrichtung erfordert ganz bedeutende 
Mittel, wenn allen berechtigten Anſprüchen genügt werden 
ioll, und darüber verfügen Hausbeſitzer⸗ und Genoſſen⸗ 
ihaftsbanken nur in febr beſchränktem Maße. Bei ei⸗ 
gens für dieſen Zweck zu gründende Banken, die evil. 
als gewöhnliche Aktiengeſellſchaften wohl die erforder⸗ 
lichen Mittel aufzubringen in der Lage wären, müßte mit 
großen Ueberſchüſſen gerechnet werden, um die hohen 
Speſen eines Bankinſtituts zu decken und für die Akuo- 
näre eine entſprechende Dividende herauszuwirtſchaften, 
und bei einer Staatsbank würden ebenfalls durch die fiir 
ein ſolches Unternehmen erforderlichen vielen Beamten 
uſw. ſehr hohe Betriebskoſten entſtehen. Bleibt aber der 
Kreditſuchende wie bisher auf Privatgeldgeber angewieſen, 
fo wird eben nicht das erreicht, was angeſtrebt wird, nani- 
lich die Geldbeſchaffung für zweite Hypotheken zu erleich— 
tern und geſunder zu geſtalten. 

Da ſcheint nun der richtige Weg auch wieder in der 
Mitte zu liegen. Der Ausbau der Privatinſtitute, der 
Hausbefitzer⸗ und Genoſſenſchaftsbanken unter Beihilfe des 
Staates, der zu billigerem Zinsfuß mit Mitteln an die 
Hand geht, oder gemeinnützige Aktiengeſellſchaften. Dieſe 
Und die Hausbeſitzerbanken würden mehr dem allgemeinen 
Bedürfnſſſe Rechnung tragen, die Genoſſenſchaftsbanken 
mehr dem des Handwerks und zwar ſpeziell des ihm an-z 
geſchloſſenen korporierten Handwerks. 

Beide Einrichtungen ſind infolge ihrer Organiſation 
in der Lage, bedeutend billiger zu arbeiten als eine Groß⸗ 
bank oder eine Staatsbank, da viele Stellen teils ehren- 
amtlich, teils gegen ſehr geringe Vergütung verwaltet wer⸗ 
den und dann, weil keine großen Ueberſchüſſe oder Divi⸗ 
denden herausgewirtſchaftet werden ſollen. 

Was nun die Verzinſung und Tilgung dieſer zweiten 
Hypotheken anbelangt, ſo iſt es ſelbſtverſtändlich, daß der 
Zinsfuß dafür ein etwas höherer fein muß, als für erſt⸗ 
tellige Hypotheken, und zwar dürfte mindeſtens einhalb 
Prozent angenommen werden können. In bezug auf die 
Tilgung empfiehlt ſich auch hier die prozentuale Rück- 
zahlung zuſammen mit den Zinſen, jedoch in kürzerer Zeit 
und deshalb in höheren Bekrägen, etwa 1 Prozent. Ver⸗ 
zinſung und Tilgung zuſammen könnten demnach zwiſchen 
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fünfeinhalb und ſechs Prozent angenommen werden. Es 
iſt dies ein Satz, der etwas unter dem Bankdiskont ſtehen 
würde, und der ſich ganz nach der jeweiligen Geldflüſſig⸗ 
keit richtet. Speziell dem Handwerker würden ſich hier⸗ 
bei nicht zu unterſchätzende Vorteile bieten gegenüber der 
Entnahme von Darlehen gegen Bürgſchaft. Er hätte an 
Zins und Tilgung nicht mehr zu zahlen, als ſonſt für erſte⸗ 
ren allein und bei Rückzahlung des Kapitales nur die gut⸗ 
gemachten Annuitäten weniger. Vorausſetzung iſt hierbei, 
daß vom Schuldner das Kapital jederzeit zurückgezahlt 
werden kann, evtl auch in größeren Teilbeträgen und 
ihm hierbei die gutgemachten Annuitäten angerechnet 
werden. Ein Beiſpiel möge dies erläutern: l 

Angenommen, es braucht ein Handwerker zur Ue- 
bernahme größerer Aufträge einen Kredit von 10 000 M. 
und iſt im Beſitze eines Anweſens, deſſen Wert ausreicht, 
merhalb der Grenze von etwa 75 Prozent dieſen Betrag 
an zweiter Stelle zu ſichern. Nach etwa ein oder zwei 
Jahren ift er in der Lage, von den 10 000 M. 6000 M. 
zurückzuzahlen, während er den Reſt noch zur beſſeren 
Ausnützung der angeknüpften Verbindungen und zum 
weiteren Vorwärtskommen gebraucht. Er hätte dann 
bei teilweiſer Rückzahlung des Kapitals allerdings die 
Zinſen und die Tilgung zu zahlen, letztere wird ihm le⸗ 
diglich gutgeſchrieben bis zur vollſtändigen Tilgung des 
ganzen Darlehns. Angenommen, es vergehen nun aber 
zehn Jahre, bis der Reſt zurückgezahlt werden kann, 
dann wird für dieſe Zeit Verzinſung und Tilgung nur 
von den reſtigen 4000 M. berechnet und bei Zahlung in 
Anrechnung gebracht inkl. der Tilgungsſumme des gan⸗ 
zen urſprünglichen Kapitals nach der erſten Zahlung. 

Bedingung muß allerdings ſein, daß ſelbſt bei teil⸗ 
weiſer Rückzahlung die ganze Summe hypothehariſch 
eingetragen bleibt bis zur vollſtändigen Tilgung. 
Es kann ſonſt leichter der Fall eintreten, daß das An- 
weſen müheloſer höher belaſtet wird. 


Unbeſchadet der Form eines ſolchen Darlehns mit 
Tilgungsquote kann ſehr wohl noch die Beſtimmung 
Platz greifen, daß dasſelbe bei Veräußerung zur Rückzah⸗ 
lung gelangen muß, wobei dann die gutgemachten Be⸗ 
träge in Abzug kommen würden. 

Geſetzt den Fall, eine Rückzahlung vor Ablauf der 
geſamten Tilgungsfriſt wäre nicht möglich, ſo würde dieſe 
Friſt bei 1 Prozent Tilgung 25 Jahre betragen, das Kapi⸗ 
tal aber nicht gefährdet ſein, weil es ſich in ähnlichem 
Verhältnis verringert, wie ſich der Wert des Anweſens 
durch Alter und Abnutzung mindert. Hierbei iſt außer acht 
gelaſſen, daß der Wert des Bauplatzes mit der Zeit eine 
entiprechende Steigerung erfährt. 

Was nun den Fall anbelangt, daß der Schuldner ſtirbt, 
bevor das Kapital getilgt iſt, und das Anweſen nebſt Ge⸗ 
ſchäft bleibt in der Familie, ſo iſt es ſehr wohl möglich, 
auf den neuen Beſitzer Zinszahlung und Fortſetzung der 
Tilgung zu übertragen und ſo dazu beizutragen, Ge⸗ 
ſchäfte und Familie zu erhalten. Bei anderweitigem Be⸗ 
ſitzwechſel, z. B. Verkauf, müßte gänzliche Rückzahlung 
erfolgen, weil in ſolchen Fällen vom Käufer ohnehin Bar⸗ 
aufwendungen gemacht werden müſſen. Es würde da⸗ 
durch auch einem oft durch nichts gerechtfertigten Verkaufe 
eines Geſchäfts, ſtatt dasſelbe der Familie zu erhalten, ent⸗ 
gegengearbeitet. 


Kurz zuſammengefaßt gehen meine Vorſchläge dahin: 
Reorganiſation des Schätzungsweſens zwechs Ermittelung 
des reinen wahren Wertes eines Anweſens. Erſtſtellige 
Beleihung durch Annuitätenkapitalien nicht höher als 50 
bis 60 Prozent zwecks beſſerer Sicherung etwaiger Nach⸗ 
hypotheken; Hergabe der letzteren in Höhe von 75 bis 
allerhöchſtens 80 Prozent, ebenfalls in Form von Tilgungs⸗ 
hypotheken und wegen der längeren Zeitdauer der Til⸗ 
gung der erſten Hypotheken Sicherung der gutgemachten 
Rückzahlung für den Zahler derſelben. 

Hierdurch ſoll erreicht werden, daß der jetzt vielfach 
vorhandenen Ueberſchuldung der Anweſen vorgebeugt be⸗ 
ziehungsweiſe dieſe erſchwert wird und dadurch nament⸗ 
ſich dem Handwerker ein ruhiger, ſtetiger Beſitz ſeines 
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Anweſens gewährleiftet, es ſoll dem Gewerbetreibenden 
aber auch die Beſchaffung von Kredit erleichtert werden. 
Es iſt ja trotzdem nicht ausgeſchloſſen, daß durch In⸗ 
anſpruchnahme privater Geldgeber eine höhere Verſchul⸗ 
dung erreicht wird, das iſt dann aber Sache der Betreffen⸗ 
den, und kann hiergegen in keiner Weiſe etwas unter⸗ 
nommen werden. Iſt ſchon jetzt eine zu hohe Verſchuldung 
vorhanden, jo ift es ſelbſtverſtändlich unmöglich, dem Kre- 
ditbedürfnis durch Hergabe von Hypotheken zu entipre- 
chen, dann müßte, wie bisher, ausreichende Bürgſchaft an 


deren Stelle treten; das liegt aber nicht mehr im Bereiche 


der vorſtehenden Betrachtungen. 


Bekanntmachung. 


Berichterſtattung der Innungsarbeitsnachweiſe an das 
Kaiſerliche Statiſtiſche Amt. 


Die Abteilung für Arbeiterſtatiſtik des Kaiſerlichen 
Statiſtiſchen Amtes hat an den deutſchen Handwerks- und 
Gewerbekammertag das folgende Schreiben gerichtet: 

„Durch Bundesratsbeſchluß vom 12. Mai d. Is. und die 
hierzu auf Grund des § 15 des Stellenvermittlergeſetzes 
erlaſſenen Vorſchriften der einzelnen Bundesſtaaten ſind 
die nicht gewerbsmäßig betriebenen Arbeitsnachweiſe ver⸗ 
pflichtet worden, dem Kaiſerlichen Statiſtiſchen Amt, Ab⸗ 
teilung für Arbeiterſtatiſtik, eine Anzeige einzuſenden, die 
zu enthalten hat: Name des Arbeitsnachweiſes, Name der 
Perſonen oder Körperſchaften, die ihn unterhalten, Name 
des Geſchäftsleiters, Betriebsſtätte (Straße und Haus⸗ 
nummer), Fernſprecher und Geſchäftsſtunden. Eine Ju- 
ſammenſtellung dieſer Verordnung der einzelnen Bundes- 
ſtaaten findet ſich im Reichsarbeitsblatt Nr. 8, S. 624. 

Diejenigen Innungen, bei welchen Arbeitsnachweiſe 
beſtehen, werden hiermit aufgefordert, die Anmeldung 
beim Statiſtiſchen Amt unverzüglich zu bewirken, fofern 
dies noch nicht geſchehen iſt. 


Zum Wiederaufbau Oſtpreußens. Fahrpreisermäßi⸗ 
gung für Handwerker nach Oſtpreußen. Auf den preu- 
ziſchen Staatsbahnen ift den Handwerkern, denen eine 
Arbeitsſtelle beim Wiederaufbau Oſtpreußens vermittelt 
ift, für die Dauer des Krieges eine Fahrpreisermäßigung 
bewilligt worden. Nach dem amtlichen Tarifanzeiger ha⸗ 
ben ſolche Handwerker bei Benutzung der 4. Wagenhlaſſe 
für das Kilometer einen Pfennig zu entrichten. Sie er⸗ 
halten einen Ausme ó Oſtpreußiſchen Arbeitsnachweis⸗ 
Verbandes. Auf Bahnſtrecken, auf denen keine 4. Wagen⸗ 
klaſſe geführt wird, darf die 3. Klaſſe der Perſonenzüge be⸗ 
nutzt werden. Für 9 25 Tarifkilo⸗ 
metern wird die Ern 


Das weſtpreußiſche Handwerk. Nr. 3 


Anerigung von Hasen. 


= Holzichuhe— 


(Unterteil, Sohle und Abſatz aus Holz, Oberteil 
aus Leder) ſoll ſchleunigſt angefertigt werden. 
Leiſtungsfähige Handwerker, welche die Anferti⸗ 
gung ſolcher Schuhe übernehmen wollen, melden 
ſich auf der 


Geſckäftsſtelle 4er Handwerkskammer 
Graudenz, Markt 21, 2 Tr. 
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2 Schmiede 


finden lohnende Beſchäftigung. 


Meldungen auf der Geſchäftsſtelle der 


Handwerkskammer Graudenz, 
Markt 21, II. 
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W. Ollmann, Graudenz. 


r Nr. 748. 


